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Amtlicher Heil
Die Ndimsterkonkerenz in Mürzburg

die am 28. und 29 . April d . I . unter dem Vorsitz deS Reichs¬

finanzministers Dr . H e r in e s stattfand und an der als Ver¬

treter Badens Finanzminister Köhler und der Minister des

Innern R e m m e l e teilnahmen , stellte als das Ergebnis
einer eingehenden Aussprache folgende Grundsätze für den

Finanzausgleich zwischen Reich , Ländern und Geineinden fest :
1 . Der Finanzausgleich mutz, soweit die wirtschaftli¬

chen und politischen Verhältnisse es irgend gestatten , der Selb¬

ständigkeit und Selbstverantwortung der Länder und Gemein¬

den in höherem Matze Rechnungen tragen , als das nach den

geltenden Vorschriften der Fall ist . Werm auch in erster Linie
überall auf sparsame Wirtschaft Bedacht zu nehmen ist, so er¬

fordert die überaus starke ' Steigerung der Ausgaben doch eine

»veitergehende Berücksichtigung als bisher . Die Lösung der

Frage muh sowohl bei den Einnahmen wie bei den Ausgaben
einsetzen und zwar

bei den Einnahmen
a ) durch Erweiterung der steuerlichen Zu¬

ständigkeiten der Länder und Gemeinden ,
b) durch Erhöhung ihrer Anteile an den Reichs ,

steuern ;
2. bei den Ausgaben

'

a ) durch Vermeidung reichsgesetzlicher Matz ,

nahmen , die den Ausgabenkreis der Länder und

Gemeinden evweitern , ohne gleichzeitig für die Bereit¬

stellung der erforderlichen Mittel Sorge zu tragen ;
b ) durch eine Entlastung der Länder und Ge -

meinden von den Mehrausgaben für die Er¬

höhung der B e a m t e » g e h ä l t e r .
■. Im Rahmen ihrer eigenen Steuerwirtschaft sollen ilan -

der und Gemeinden die Ertragssteuern nach Mahgabe
der örtlichen Verhältnisse in vollem Umfang ausschöpfen .

Gebilligt werden die Vorschläge des Reichsfinanzministe -

pums in Ansehung
1 . der Schankverzehr - und der Getränkesteu ern

der Gemeinden ,
2 . der Viehsteuer , insbesondere für die Zwecke der Ge¬

meindeverbände ,
3. der F a h r z e u g ste u e r zur Deckung der Wegeunter¬

haltungskosten .
Erwünscht ist ferner die Überweisung der Rennwett -

Feuer mit ihrem vollen Betrage an die Länder .

III . Eine Erhöhung der Anteile an den Reichs »

steuern ist in mehrfacher Hinsicht anzustreben .

1. Auf seinen Anteil an der G r u n d e r w erb st e u e r
will das Reich in weitgehendem Umfange zugunsten der
Länder und Gemeinden verzichte^ .

2 . Der Landesanteil an der Einrommen , und Kör¬

st e r s ch a f t s st e u e r ist von zwei Dritter auf drei Bier -
tel zu erhöhen .

3 . Um die Länder und Gemeinden an der Umsatzsteuer
in weiterem Umfange zu beteiligen , ist eine Erhöhung
des Steuersatzes von 2 auf 2 % , Prozent erforderlich .

IV . Dem § 52 des Landessteuergesetzes ist eine Fassung zu
geben , welche die Verpflichtung des Reiches , bei Zuweisung
neuer Aufgaben an die Länder und Gemeinden für Deckung
der Kosten zu sorgen , klar zum Ausdrttck bringt .

V . Das Reich gibt aus Anlatz der Erhöhung der Be -

amtengehälter Zuschüsse auf Grund von festen Richt¬
linien , wie es bereits in der Erklärung Her Reichsregierung
vom 10. November 1921 vorgesehen war . Dabei wird vorbe -

haltlich der näheren Beratung im Reichsrat von fügenden
Grundsätzen auszugehen sein :

1 . Bei der Feststellung der Zuschüsse ist auszugehen von der
Zähl der Beamten und ihrer Einreihung in die einzelnen
Besoldungsgruppen nach Matzgabe des Standes an be¬
stimmten , jährlich wiederkehrenden Stichtagen . Als Stich¬
tag wird erstmalig der 1. April 1922 in Ausficht genom¬
men . Für den Begriff der Beamten und die Berücksichti -
gung der Rnhegehaltseinpfänger , der Hinterbliebenen und
der Angestellten gelten die bei den Beratungen im Reichs ,
rat abgegebenen Erklärungen der Reichsregierung ; Be¬
amte und Angestellte der Betriebsverwaltungen scheiden
aus . Die Länder teilen di« sich hiernach ergebenden Zah¬
len dem Reiche mit . Das Sperrgesetz bleibt unberührt .

8 . Der Ausgleichsbetrag , der bei der Bemessung der Zu¬
schüsse zugrunde zu legen ist , ergibt fich au » dem Ber »
gleich der Höhe der von den Ländern und Gemeinden
getragenen Beamtenbesoldungen nach dem Stande vor

der Besoldungsreform vom 1.
' Oktober 1921 (Altgehalt )

mit dem jeweiligen Stande der Beamtenbesoldungen .
3 . Bon der nach Maßgabe des Ausgleichslbetrags zu 2 sich

ergebenden Kopfqnoten find Abschläge vorzunehmen , die
den Mehreinnahmen der Länder und Gemeinden aus

. deu Mehrerträgen an Einkommensteuer infolge der Be¬
soldungserhöhung Rechnung tragen und für die Länder
und Gemeinden einen Anreiz zu Ersparnissen auf dem
Gebiete der Beamtenbäsoldungen geben .

Mit diesen Beschlüssen bekundet die Versammlung erneut
die einmütige Überzeugung, daß Reich , Länder und Gemein¬
den als untrennbares Ganzes sich finanziell eng verbunden
fühlen und deshalb in fteier Vereinbarung und in Würdigung
ihrer gegenseitigen Bedürfnisse den Weg aus der Not Her Zeit
suchen und finden müssen .

Tie Goldene Docbzeit- Gsbe .
Das Staatsministerium hat beschlossen, das Geldgeschenk »das bedürftigen Ehepaaren mit gutem Leumund aus Anlatz

Her goldenen Hochzeit gewährt wird , mit Wirkung vom 1 . Mai
1922 ab auf 590 M . zu erhöhen . Di « Erhöhung findet für
die Fälle statt , in denen der Tag der goldenen Hochzeit nach
dem 30. April 1SW liegt .

Verbot der Derstellung von Scblsgssbne .
** Nach der Reichsmilchverordnung vom 30 . April 1921 ist

es verboten , Schlagsahne herzustellen . Das Verbot erstreikt
sich auch auf Verarbeitung ausländischer Dauersahne . Die
Bezirksämter find angewiesen , diesem Verbot uneingeschränkt
Geltung zu verschaffen , den unerlaubten Verkauf von Schlag ,
sahne einzustellen sowie zur straftechtlichen Verfolgung zu
bringen .

* Genua .
XI .

Die europäischen Mächte befinden sich rn der Lage
eines Menschen, der frei ausjchreiten will , bei einem jeden
Schritt aber merken mutz , wie eine eiserne Kugel hinter
ihm her Meist und ihn am Gehen behindert ; beginnt er
jedoch zu laufen , so wird durch die Heftigkeit der ^öewe -
gung die Kugel um seine Beine geschlendert, und die
Folge ist die, daß er schließlich hinstürzt . Der Name die¬
ser eisernen Kugel heißt ; „d e u t s ch e R e p a r a t i o n s -
frag e".

Ans der Konferenz von Genua hat fich folgendes ge¬
zeigt : Sowie irgend wie und irgend wann ein Vorschlag
genracht wird , der vernünftig und durchdacht genug ist, um
wenigstens gewissen Teilen des erkrankten europäischen
Wirtschaftskörpers Linderung zu verschafsi'n , so erhebt sich
sofort , von Frankreich geschickt am Draht gezogen , das
Ges Pen st der Reparationsfrage be zw . das
Gespenst des Friedensvertrags von Der -
sailles , und der Vorschlag fällt ins Was -
s e r . Und wenn auch die Konferenz von Genua irgend
welche unmittelbaren Ergebnisse noch nicht zeitigen sollte ,
so wird sie doch sicherlich das eine Gute mit fich bringen ,
daß sie der ganzen Welt —< mit Ausnahme Frankreichs
natürlich — die Überzeugung vermittelt hat . daß der
Friedensvertrag revidiert und die deutsche
Reparationsfrage auf einer ganz neuen Basis ge -
löst werden müssen .

Zu welchen Konsequenzen die Gültigkeit des Friedens -
Vertrags von Versailles führen muß , ersieht man am
besten aus den Differenzen , die sich zwischen Rußland und
Polen ergeben haben. Es ist vom Standpunkt der En¬
tente ja ganz gut und schön , daß der Friedensvertrag
Deutschland gewisse Fesseln auferlegt . Und da Deutsch¬
land die Möglichkeit fehlt , diese Fesseln abzustteifert , mich
es sie hinrrehmen. Was geschieht nun aber, wenn dieses
selbe Deutschland mit einer souveränen Großmacht , die
nicht zu der Entente gehört , einen Vertrag abschließt,
der den Interessen dieser Großmacht dient , und wenn sich
dann Herausstellen sollte, daß die Entente oder ein Mit¬
glied der Entente an dem Abschluß eines solchen Ver¬
trages oder an einzelnen seiner Besttmmungcn Anstoß
nimmt ? Deutschland, den einen Kontrahenten , kann
die Entente unter Umständen treffen , aber nicht ohne
auch den andern Kontrahenten , Rußland ,
empfindlich zu treffen . Das wird sich aber der
andere Kontrahent , der durch den Friedensvertrag nicht
gebunden ist, in entMedener Weise verbitten .

Und so ist es ja denn auch in der Praxis gekommen .
Rußland hat es sehr übel ausgenommen , daß die Große
und die Kleine Entente in einer gemeinsamen Note an
die deutsche Reichsregierung den Abschluß des deutsch¬

russischenVertrages bemängelt haben. Da Ruß¬
land klug genug ist, um auf die Große Entente Rücksicht
zu nehmen , hält es sich in erster Linie an die Kleine
Entente und da vor allem an jenen Nachbarstaat, mit
dem es seinerzeit (in Riga ) friedliche Vereinbarungen
beMossen hat , nämlich an Polen . Und die Vertreter ,
Rußlands zögern nM , Polen , zugleich aber auch den
übrigen Mächten offen zu sagen, daß sie sich mit ihren
bekannten Noten vom 18. und 23 . April ein Recht a n g e .
maßt haben . Polen selbst aber wird in der neuesten
russischen Note vorgeworfen , daß es , indem es dem Ver¬
trag Schwierigkeiten bereite, dadurch die Erhaltung Ruß -
lands verhindere und ihm den einzigen Weg versperre»
der ihnl zu einer Überwindung der augenblicklichen Kri -
sis offenstehe . Mit einer solchen Politik setze sich Polen
geradezu in einen Gegensatz zu dem Vertrag von Riga .
Anschließend stellt dann die neueste russische Note , indem
sie nochmals das Protokoll von Riga als eine bindende
Vereinbarung bezeichnet, fest , daß die „ letzten Schritte der
polnischen Delegation kaum geeignet seien, den durch den
Vertrag von Riga geschaffenen Friedenszustand zwischen
Rußland und Polen zu fördern " .

Aber noch in einem anderen Punkte zeigt sich gerade
augenblicklich wieder , daß es einfach ausgeschlossen ist»
den Gedanken an einen Wiederaufbau Europas mit den
Buchstaben der bestehenden Friedensverträge in Einklang
zu bringen . Auf der Konferenz von Genua hat sich rn
den letzten Tagen die Überzeugung Bahn gebrochen , daß
für ganz Europa der Grundsatz der Meistbegün¬
stigung Geltung haben müsse. Dieser Grundsatz ist
aber nicht durchzuführen , solange nicht gewisse
Besttmmungen des Friedensvertrags von Versailles , die
Deutschland zu seinem und ganz Europas Schaben eine
Ausnahmestellung zuweisen , abgeändert werden .
Man könnte noch viele andere Punkte anführen , bei denen
die Situation genau die gleiche ist Immer wieder er¬
weist sich der Friedensvertrag von Versail¬
les als ein Instrument , das die Wieder¬
gesundung Europas verhindert .

Und wie ist es mit der großen internationalen
Anleihe , die für Deutschland bewilligt werben soll ?
Auch hier gilt bis heute der von der Bank von England ,
ausgesprochene Satz , daß eine solche internationale Am
leihe scttlver oder gar nicht zu verwirklichen sein wird , so¬
lange der Schnldnerstaat , Deutschlan.d, mit Reparattons -
bedingungen belastet ist, die ja doch nicht erfiillt werden!
können , andererseits aber in ihrer Wirkung die Kredit¬
würdigkeit Deutschlands untergraben .

Ganz sicher wird noch diese Woche die Enttcheidung dar-
über bringen , ob es zu eine»! Scheitern der Konferenz
kommt , oder ob es wenigstens gelingt , gewisse Beschlüsse
durchzudrücken und die Konferenz so zu beendigen, daß sie
als Grundlage für weitere Konferenzen dienen kann.
Es geht in Genua das Gerücht, daß man die Konferenz
unter Umständen auf ein paar Monate vertagen
werde , damit bis dahin alle Staaten mit ganz genauen
wirtschaftlichen Vorschlägen hervortreten können. Der -
Gegensatz zwischen England und Frankreich
bleibt allerdings noch offen . Hier muß es , und zwar
schon in der nächsten Zeit , zu einer Art Lösung oder Be -
reinigung kommen . Wir werden morgen noch auf diesen
Punkt zu sprechen kommen.

Dolitiscbe Neuigkeiten .
Die Bronterenz von Genus.

Lloyd George und Barthou .
Der Sonderberichterstatter des „Petit Parisien " in Genu «

meldete , datz Lloyd George gestern in einer zweistündigen Un¬
terredung mit Barthou diesem erklärt habe , datz , wenn dt«
Verhandlungen mit Rußland zum Scheitern kommen sollten ,
England sich Vorbehalte , ein Separatabkomme « mit Moskau
abzuschließen . Der englische Premierminister hat sodann
Barthou erneut die unbedingte Notwendigkeit des Zusammen¬
tritts einer Konferenz der Signatarmächte von Versailles vor
dem 31 . Mai mit Ausnahme Deutschlands betont . Die Fra¬
gen , die diese Konferenz zu behandeln habe , seien so außer¬
ordentlich ernst , datz man sie unmöglich durch die Botschafter¬
konferenz oder die Reparationskommission , wie dies von Pari »
aus gewünscht werde , behandeln lassen könne . Lloyd George
hat vorgeschlagen , die Konferenz au einem kleinen Ort der
italienischen Riviera » eventuell in San Remo , abzuhalten .

Nach Informationen , die für zuverlässig gelten können , h-at
Frankreich vorgeschlagen , den Obersten Rat nach dem 81 . Mai
zusammen .',uberufen , sobald die vorsätzlich« Nichterfüllung der
von der Reparationskommission gestellten Bedingungen durch
Deutschland festgestellt sei . Dagegen soll Lloyd Georgs nach

'



.o»e vor darauf bestehen, daß diese Ärirferenz unter Zuziehung
der Signatarmächte des Vertrages von Veriailles unter allen
Uinständen noch vor dem 31 . Mai und möglichst in Genua
stattfinde , wo alle RegierungSlriter mit Ausnahme PoincareS
bereits anwesend seien. Die neuerliche Hinausschiebung der
Abreise Barthous nach Paris wird offiziell mit den Verhand¬
lungen über das russische Memorandum in Verbindung ge¬
bracht. In Wirtlichkeit aber scheinen die Bemühungen
Barthous , in der Frage her von Lloyd George gewünschten
Konferenz der . Signatarmächte von Versailles zu einem Kom¬
promiß zu gelangen , der Hauptgrund der Verzögerung zu sein.
Varthou selbst ist nach den Mitteilungen der Pariser Preffe
eifrig bemüht , einen Ausgleich zwisch:» Llohd George und
Poincare herbeizuführen .

Die Labour Party für Llayd George.
Der anlätzlich des Gewerkschaftskongresses in Rom weilende

Führer der Labour Party , Thomas , erklärte , ganz England
billige die Haltung Lloyd Georges in Genua . Selbst die »ppo-
fitionelle Labour Party sei überzeugt , daß allein eine derartige
Politik hezi Weltfrieden herbeiführen könne. Dagegen fei das
englische Volk dÄk französische » Obstruktion gegen Genua
müde. Die Labour Party trete weiter für eine Revision des
Versailler FriedenSvertrages ein.

Eine Rede Lord Rodert CecilS .
Lord Robert Cecil erklärte in einer Rede, der Fehlschlag der

Genueser Konferenz würde ein sehr ernstes Ereignis sein.
Lloyd Ge .orge sei zum großen Teil verantwortlich für den
vor drei Jahren geschlossenen Versailler Vertrag . Das Zu¬
sammenwirken zwischen England und Frankreich sei von
grundlegender Bedeutung für den Frieden Europas . Jede
wirklich ernste und dauernde Entfrenidung zwischen Großbri¬
tannien und Frankreich würde verhängnisvoll fein nicht nur
«für England und Frankreich, sondern für ganz Europa . Cecil
sagte, er sehe vollkommen ein , daß ein hoher Preis für das
weitere Zusammenwirken zwischen Frankreich und England
gezahlt werden müßte und könnte. Aber eine Ereuerung der
feindseligen Operationen würde ein zu hoher Preis dafür fei » .
England wolle vor allem Frieden und bestehe darauf , daß die
britische Regierung und die Regierung eines Landes , mir dem
es zusammenwirke, sich von einer Politik leiien lasse, die feinde
lichen Zielen mit friedlichen Mitteln entgegcnstrebe. Lord Ro¬
bert Cecil gab seinem Bedauern Ausdruck , daß zur Regelung
mancher Fragen der Völkerbund nicht herangezogen werde.
Wenn die Genueser Zusammenkunft von ihm selbst einbernfen
worden wäre , so würde die Atmosphäre aus der Konferenz
eine beffere sein. — Zu dem deutsch -russischen Übereinkommen
erklärte Cecil , er könne nicht umhin , zu glauben , daß das
Übereinkommen der erste Schritt sein könne zur Rückkehr zur
intrrnatianalen Politik vor dem Kriege und zu einer Gruppie
rung einer Reihe von Mächten, getrennt von einander . Lloyd
George habe mit Recht gesagt, daß dies unvermeidlich sei , wrnn
gewiffe Mächte anf eine bestimmte Art brhandelt wurden .
Cecil bedauerte, daß man Deutschland und Rußland noch nicht
in den Völkerbund ausgenommen habe . Der deutsch - russische
Vertrag zeige deutlich, daß es unklug sei, irgend eine zivili¬
sierte Ration außerhalb des Völkerbundes zu halten . Deutsch¬
land müsie sobald wie möglich in den Völkerbnnd ausgenommen
werden.

Tschitscherins Antwort an die Polen .
Die als Antwort auf die Rote der polnischen Delegation vom

30 . April datierte russische Rote hat folgenden Wortlaut :
Herr Präsident ! In der Rote vom 26 . April behaupten

Sie , daß Rußland nicht berechtigt sei , sich zu dem Anspruch
Polens und gewisser ariderer Staaten zu äußern , die nicht
mit Rußland Friedensverträge geschlossen haben , Klauseln der
von Rußland geschlossenen Verträge zu annullieren . Kein
verständiges Argument verinag einen derartigen Anspruch zu
rechtfertigen . Der Vertrag von Rapallo ist als die gegen¬
seitige Berzichtleistung in allen Ansprüchen begründet .

Wenn Ansprüche dritter Staaten gegenüber Rußland be¬
stehen würden , die durch die Vermittlung von Rußland er¬
langt werden müßten , so hätte dies Rußland bekannt sein
müssen. Indessen hat die russische Delegarion keine Kenntnis
davon erhalten und die russische Regierung kann , ihre Exi¬
stenz daher nicht anerkennen . Wenn indessen Deutschland
irgend eine Vereinbarung mit dritten Staaten durch den Ver¬
trag von Rapallo verletzt hätte , so wäre diesen Mächten der
Weg diplomatischer Vorstellungen offen geblieben, während
sich die Signatarmächte in ihren Roten vom 18. und 23. April
das Recht angemaßt haben , ahne Rußland davon zu verstän-
dige», Bestimmungen eines Vertrages , den Rußland geschlos¬
sen hat , für null und nichtig zu erklären . Indem Palen daher
der gegenseitigen Niederschlagung von gegenseitigen Ansprü¬
chen durch Rußland und anderen Staaten Schwierigkeiten be¬
reitet , verhindert es dadurch die Erhaltung Rußlands und

Landestbeater .
„Tannhäufrr ".

I » der vorgestrigen Wiederholung des „Tannhäuser " sang,
da unserer >Bühne zurzeit eine Vertreterin des Fachs der
jugendlich-dramatischen Sängerin fehlt, Frau Valentine R o -
stin -Svendsen vom Rationaltheater in Christiania aus -
HLfsweise die Partie der Elisabeth . Die Künstlerin besitzt ein
gutes , tragfähiges , leicht ansprechendes Stimnilaterial von
gründlicher technischer Schulung . Ihr Vortrag ist sorgsam
durchdacht und gut akzentuiert . Die Darstellung blieb jedoch
im Äußerlichen stecken. Mienenspiel und Bewegung wirktem
zu bewußt und gewollt, uni wirklich an die Seele zu rühren .
Immerhin entbehrte das 'Spiel der Künstlerin nicht gelegent-
sicher eindrucksvoller Momente . Die Besetzung der übrigen
Rollen ist von früher her bekannt. -f .

Brlsvierabend Lugen Steiner.
Der noch junge Pianist Eugen Steiner , der sich am

Samstag im Saal der Bie ^: Jahreszeiten zum
erstenmal dem Karlsricher Publikum vorstellte, spielte Chopin
und Liszt . Man gewann den Eindruck, als sei Eugen Stei¬
ner an diesem Abend seelisch nicht sonderlich auf Chopin
eingestellt gewesen. Sein Chopin -Spiel blieb an der Ober¬
fläche . Oft schien es, als ließe er sich da öder dort, wo Chopin
aus tiefster Seele sprechen will, und wo er dann vom Spieler
mit bingchungsvollster Liebe umworben sein will, nicht genü¬
gend „ Zeit "

. Ich wüßte keinen andern Musiker zu nennen ,
der für das Ideal seiner eigenen Art in seinen musikalischen
Werken so vollkommen den Ausdruck seines besten Selbst ge¬
sunden hat , wie Chopin. Ob Fantasie , Etüde , Rocturno oder
Ballade , welche F o r in er auch je «ach Stimmung und Laune
für seine musikalischen Eingebungen gewählt, immer ist sie
Gefäß für die intimsten Äußerungen seiner tiefsten Wesen¬
heit . Daher ist Chopin-Spielen auch so unendlich schwer . Die
leichte Hand , ein perlendes Spiel , ein gefühlvoller Gesangston
allein tun es nicht ; bei Chopin gilt es sich einzu fühlen bis
in die feinste» Fasern seiner komplizierien Seele . Jede
Nuance , jede Wendung , jede Linie ist von Bedeutung und will
nicht nur richtig gespielt werden , sondern muß auch ganz er¬
fühlt sein . Vielleicht bringt Eugen Steiner ein andermal

»rnfperrt somit Rußland Yen einziy« » ffeg , der chm offen steht,
um die augenblickliche Krise zu überwinden . Wenn also Bo¬
len den lebenswichtigen Jntereflen Rußlands entgegenarbei¬
tet. so wird es sich im Gegensatz zu dem Berte «- von Mg «
stelle «, der freundschaftliche Beziehungen - wischen Polen und
Rußland festgelegt.

Ihre Rote vom 28. April enthält ebensowenig eine befrie¬
digende Rechtfertigung Ihrer Ansicht, nach her Deutschland an
der Lösung der russischen Frage ohne Genehmigung der nicht
an dem Vertrag von Rapallo beteiligten Mächte testnehmen
darf , obwohl nach Ihrer Ansicht der Vertrag von Riga keinerlei
Hindernis für die Beteiligung Polens an eben diesen Ver¬
handlungen darstellt. Ebensowenig können wir dem zustim-
men , daß Verpflichtungen ihre Geltung verlieren , wenn sie
in die Form eines Schlußprotokolls gekleidet werden . Meine
Regierung ist gewohnt, alle Vereinbarungen , die durch ihre
regelrechte« Vertreter unterzeichnet sind , als bindend zu vr-
trachten , und wir hoffen, das von allen vertragsmäßigen Tel¬
len . Die Auslegung , die Sie dem Protokoll von Riga vom
30. März zuteil werden lassen , ist somit eine Verschiebung der
Vereinbarungen , die darin enthalten sind. Wenn ich auch
nochmals den unveränderlichen und festen Friedenswillen Ruß¬
lands unterstreiche, so ist es mir doch unmöglich, mein Be¬
dauern darüber zu verschweigen, daß die leyten Schritte der
polnischen Delegation kaum geeignet sind , die Festigung der
durch de» Vertrag von Riga geschaffenen Zustandes zu fördern .

Ein Brief Tschitscherins an Barth »« .
Wie der Sonderberichterstatter des „Marin " zu wissen glaubt ,

hat Tschitscherin vorgestern Abend einen Brief an Barth »« ent¬
worfen , in dem er etwa folgendes sagt :

„Das Abkommen , das seit einigen Monate »» in Berlin zwi¬
schen Deutschland und Rußland ausgearbeitet und in Rapallo
unterzeichnet wurde , ist als ein gegen die französischen Jntrr -
effen gerichteter Akt angesehen worden. Wiederholt ist ausge¬
sprochen » gäben , daß dieser Vertrag Geheimklauseln militä¬
rischer ober politischer Art enthält , die Angrisfsabiichten Ruß¬
lands gegenüber Frankreich und seinen Alliierten verbergen.
Trotz der wiederholtir halbamtlichen Dementi » der deutschen
und russischen DeleUttion , trotz der Erklärungen des Reichs¬
kanzlers in der Presse erhält sich der Argwohn in gewissem
Sinne aufrecht und beunruhigt die öffentlicheMeinung , n , die
Regierungskreise in Frankreich . Dir russische Delegation hält
e § deshalb im Interesse der Wahrheit und um jede? Mißver¬
ständnis , das gegen die friedliche Politik Rußlands aufkommen
könnte, zu beseitigen, für nötig, diesen Brief an Sie zu rich¬
ten, da es nicht in der Absicht der russischen Regierung liegt,
weitere besondere Abkommen zu schließen , die das alte Ab¬
kommen vervollständigen, das die Machte gegenwärtig beraten .
Dieses Abkommen müßte erst die Grnndtage für de» Weltfrie¬
den werden und, was besonders Frankreich anbetrifft , sei die
russische Regierung der Ansicht , daß es viele Berührungspunkte
zwischen den beiden Ländern gebe , die ein tlbereinkommen
über alle schwebenden Fragen erleichtern. Racb dieser :)! b nng
habe sich die Politik Rußlands trotz der feindseligen Hal .nui ,
die Frankreich gegen es seit mehr als vier Jahren einnehmen
zu muffen geglaubt habe, nicht gewandelt . Tie russische Dele¬
gation könne nicht verheimlichen, daß die Politik Frankreichs
in der öffentlichen Meinung einen lebhaften Widerhall gefun¬
den hübe, daß aber außerhalb dieser feindseligen Politik kein
Grund , die Wiederherstellung freundschafrlnber Beziehungen
zwischen Rußland und Frankreich und seinen Alliierten verhin¬
dern könne . Die russische Regierung sei davon überzeugt , daß
einy Änderung in dieser Haltung für die Jiltereffen Frank¬
reichs und Rußlands , für die Bevölkerung Osteuropas und für
die wirtschaftliche Wiedererhebung der Welt ebenso notwendig
wie nützlich sei . Der Brief schließt mit der Versichernna, er sei
von dem Wunsche diktiert, jedes Mißverständnis und jede Zwei¬
deutigkeit zu beseitigen, die ' den normalen Verlauf der Arbeiten
der Konferenz behindern könnten.

Der Friedeuswunsch des Papstes .
Der Papst sandte an Kard . -Staatssekr . Gksparri lt . „E . P "

ein Schreiben, in dem er der Befürchtung Ausdruck verleiht ,
mit der^ tzer . Heilige Stuhl die Arbeiten der Konferenz von
Genua verfolgt. Der Papst wünscht lebhaft einen Erfolg der
Konferenz für das Wohl der Welt und den Weltfrieden . Er
setzt hinzu, man könne nicht ohne Zittern an das Unglück den¬
ken, das aus einem Mißerfolg der Konferenz entstehen könne .

Die vatikanichen Kreise weisen aus die besondere Überein¬
stimmung des letzten Papstbriefes mit der Rede Lloyd Georges
hin . Der Brief des Papstes sei eine Warnung a » Frankreich,
nicht durch Unnachgiebigkcit Deutschland und Rußland zum
Verzweiflungskamps hinzutrciben . Darin liege die Haupt¬
bedeutung des päpstlichen Sckrittes , die aber von Frankreich
vielleicht verkannt würde.

bessere Chopin-Stimmung mit und bringt dann den Zm »>5er -
fpiegel seiner Kunst zum hellen Leuchten.

Liszt dagegen blieb er nichts schuldig . Besonders die
Rhapsodie XIV war von einer wilden Dämonie durchlodert.
In diesen fast brutal gearteten Tondichtungen hat man bei
Liszt das Gefühl , als strebe er danach, das Unformbare , die
erhabene Unousfühlbarkeit des Daseins durch Töne zil meistern .
So braust das Ungeheuer Leben mit ungestümer Urgewalt
auch durch diese Rhapsodie. Sein brausendes Geblüt läßt ihn
Tonmassen auf Tonmassen zu riesenhaften Gebilden aufeinan -
dertürmen . Das ist der titanische Zug in Liszts Schaffen . Mit
diesem tiefen Sehnen nach welterlüsenden Offenbarungen ist
auch Litzt ein echter packender , erschütternder Künstler ,
so lange er der Versuchung der Virtuosität widerstehen kann,
di« ihn nun allzu oft von hoch gesteckten Zielen abtreibt und
in ein anderes Fahrwasser wirft . —• Die H - moll ->Ballade ließ
Eugen Steiner wie ein wild aufgepeitschtes Meer von Tönen
aufrauschen . Mit genialem Elan , mit jauchzendem Schwung
und brillanter Bravour entfesselte er die aufschäumenden Ton -
phaniafien der Rhapsodie . Aber als der wilde Gischt von Tö¬
net» verspritzt war , was blieb da viel übrig , als Staunen und
Verwirrung über ein so großes technisches Können ?

Die Wucht der Töne sprengte übrigens fast die Enge des
Saales , dessen akustische Verhältnisse nicht ideal sind. H .R -r .

„Bühne und Welt" . Das großzügig angelegte und vorberei¬
tete Wohltätigkeitsfest, welches das gesamte künstlerische und
technische Personal des Landestheaters rm Einvernehmen mit
der Stadtverwaltung am Samstag , den 20. Mai , nachmittags
und abends im Stadgarten und den Festhallesälen veranstaltet ,
gilt den vielfch sehr kümmerlich lebenden Altpensionären
der hiesigen Pensionskasse, von denen die meisten durch lang¬
jährige , treue und nicht immer leichte Dienste am früheren Hof-
tbeater sich den Dank des Instituts ,uid des Publikums er¬
worben haben . — Die Berwaltungsdirektion des Landasthca -
terS ( linkes Nebengebäude) gibt, wie auch die Mitglieder , Aus¬
kunft über Kartenbestellting und vor allem auch über das An¬
bringen freundlich zugedachter Spenden , sei es an Geld-
zeichnung oder für den Wirtschaftsbetrieb des Feste- ,
worum herzlich gebeten wird . — Der offizielle Vorverkauf str-
ginnt demnächst an den Kaffen des Landcstheater - ymd in st»
Müllerschen Musikattenhandb«.«- .

Ein » Denkschrift zur Arbeitslosenfrage .
Bon deutscher Seite ist in Genua in der ersten wirtschaft¬

lichen Unterkommisfion eine Resolution über die intrrnatt ».
nole Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, des Notstandes, der
zurzeit die Länder mit hoher Valuta beherrscht, aber auch die
valutafchwachen Länder stetig bedroht, eingebracht worden. Eg
wird darin Austausch der in den verschiedenen Ländern auf
diesem Gebiet bisher erzielten Erfahrungen , sowie das «in-
gehende Studium der wirtschaftlichen Boraussetzungen und
Auswirkungen der Arbeitslosigkeit unter besonderer Berücksicb-
tigung des Valutaproblems angeregt .

Als vorbereitendes Material hat die deutsche Delegation
eine Denkschrift über „Die Erwerbslosigkeit der Welt , ihre
Wirkungen und ihre Bekämpfung" überreicht. Diese Denk,
schrist , die auf vorläufigen internationalen Nachrichten beruht ,
und daher weder vollständig noch auf endgültige Richtigkeit
Anspruch erhebt, beziffert die Zahl der Arbeitslosen in Europa
auf 4, auf der Erde auf 10 Millionen , die Zahl der betroffene»
Personen mit Einschluß der Familienangehörigen in Europa
mindestens auf 12 . auf der Erde auf mindestens 30 Millionen .
Der Aufwand an Arbeitslosenunterstützung verfchiedertstec
Form wird für Europa auf täglich 12 , für die Länder der Erde
auf täglich 30 Millionen Goldfranken und seit Kriegsende füc
Europa auf inindestens 8, für die Erde aus 25 Milliarde :»
Goldfranken veraitschlagt, der Lohnausfall auf das 2 ((-fache
dieser Beträge und der ProduktionsauSfall seit dem Waffen¬
stillstand für Europa aus 30 bis 10, für die Länder der Erde
anf 100 Milliarden Goldfranken.

Eindringlich wird auf die hohe Gefahr weiterer Ausbreitung
der Arbeitslosigkeit hingewiesen, indem einerseits in den Län¬
dern mit sinkender Valuta die Kaufkraft und damit auch die
Aufnahmefähigkeit für die Erzeugniffe hochvalutarischer Län¬
der zurückgeht und indem andererseits jeder Arbeitslose für
den Güterverbrauch weitgehend ausscheidet und so aitdere Ar¬
beitslose nach sich zieht.

Bei Prüfung der « bhilfemaßnahmen stellt die Denkschrift
die Forderung voran : Arbeitsbeschaffung statt nnproduktivre
Arbeitslosenunterstützung . Sie erläutert dann die Vorkehrun¬
gen der verschiedenen Länder im Bereich der Arbeitsvermitt¬
lung , ihre Bemühungen , Vermehrung und bessere Auswer¬
tung der öffentlichen Arbeiten und die Maßnahmen , die auf
Bereitstellung besonderer wirtschaftlich wertvoller Arbeiten
für die Arbeitslosen unter Einsetzung der Mittel der Erwerbs¬
losenfürsorge hinauslaufen . (Produktive Erwerbslosenfürsorge ,
travaux productifs , production work , lavori protdutivi .
Besondere Aufmerksamkeit wendet die Denkschrift dem Valuta .
Problem zu. Durch eine vergleichende Darstellung der Ent¬
wickelung einerseits der Valuta , andererseits des Arbeilsmark»
tes der verschiedenen Länder legt sie dar , daß das Steigen der
Valuta bisher Zunahme der Arbeitslosigkeit nach sich gezogen
bat . Wie - die beigcsügten Zahlenbilder weiter ergeben, übt
dabei der Niedergang der Valuta der Nachbarländer einen viel
geringeren Einfluß , als bisher im allgemeinen angenommen
wurde . Vielmehr genügt der eigene hohe Balutastand eines
Landes bereits , um stine Konkurrenzfähigkeit zu vermehren ,
ohne daß es dabei »vesentlichcr Einfuhren oder gar eines
dwnping seitens valutaschwacher Länder bedürfte . Nicht
Schutzzölle oder ähnliche Maßnahmen können nach der Denk¬
schrift die Arbeitslosigkeit beseitigen, sondern nur internatio¬
nale soziale, wirtschaftliche und finanzielle Zusammenarbeit !

Die Kreditfragen .
Fm Anschluß an die Sitzung des Unterausschusses der Fi -

««nzkommission für Kreditfragen am 24 . April hat der Re-
daktionsausschuh die verschiedenen Abänderungsvorschläge zu
den Artikeln 37 und 38 des Londoner Memorandums zu eine«
einheitlichen Resolution zusammengefaßt , die dem Unteraus¬
schuß für Kreditfragen in der Sitzung vom 36 . April borge,
legt wurden . Die Resolution stellt den Grundsatz auf , daß
die Kreditgewährung der kapitalstarken Länder an die kredit-
bedürftigen Länder in der Regel in der Form von private «
Anleihen und nur in ganz besonderen Ausnahmefällen von
Regierung zu Regierung gegeben werden soll . Um das pri¬
vate Kapital kreditbereit zu machen , sind Garantien erforder¬
lich, für die die Resolution unter Hinweis auf die bereits vor»
liegenden Beschlüsse der Unterausschüsse über die Währungs »
fragen uird den Deviscnverkehr folgende Richtlinien aufstellr :

Die ordentlichen Einnahmen und Ausgaben des Staats¬
baushalls müssen sich ausgleichen ; che außerordentlichen Aus¬
gaben sollen fortschreitend stis zur völligen Streichung herab¬
gesetzt werden . Sie dürfen nur dann durch Anleihen gedeckt
werden , wenn es sich um werbende Anlagen handelt . Jeder
Staat soll regelmäßig in kurzen Perioden genaue Aufstellun¬
gen über seine Finanzen veröffentlichen. Diese Aufstellungen
sollen dem Völkeibund übersandt , von ihm zusommengestellt
und fortlaufend veröffentlicht werden . Um che Gewährung
von Krediten , sowohl von Privatkrediten als auch, wo eS
nötig ist, in Form von Anleihen an die Regierungen zu er¬
leichtern, soll unter möglichst zahlreicher Beteiligung der in
Genua vertretenen Regierungen ein internationales Konsor¬
tium errichtet werden , dem die nationalen Konsortien der
einzelnen Länder angeyliedert werden . Diese Konsortien sol¬
len, ohne ein Monopol in irgendeiner Richtung zu hüben, die
Möglichkeiten prüfen , die sich für den Wiederaufbau Europ -rS
bieten , die Unternehmungen unterstützen, die dieses Ziel ver¬
folgen und zu diesem Zweck mit anderen Unternehmung, !«
Zusammenarbeiten .

Bei der Diskussion über diesen -Resolutionsantrag stellte de«
belgische Delegierte zugunsten dieses Vorschlags seine ibei da«
vorigen Sitzung gegebenen Anregungen zurück , da die 3$« «.
hältnisse für seine Anregungen noch nicht reif sei« . Der
russische Delegierte gab ein sehr eingehendes statistisches MIA
über den Rückgang der landwirtschaftlichen und industriell « »
Prodllktion , des Eisenbahn - und -Schiffsverkehrs , über die Zu¬
nahme der Notenemission und die Lage des Budgets in Ruß¬
land . Er zog daraus den Schluß , daß die Landwirtschaft . dr«
Industrie und das Transportwesen Rußlands ohne Gewäh¬
rung von Krediten nicht wieder aufgebaut werden konntery
Der Unterausschuß beschloß , der Finanzkommission die vor¬
liegende Resolution zur Annahme vorzulegen .

Das Nrveitsprogramm des Völkerbund
rats .

Der BölkerbundSrat wird am 11 . Mai unter Vorsitz bei
spanischen Vertreters Quinones de Leon zu seiner 18 . SeMon
zusammentreten . Er wird sich mit der Interpretation des Ar¬
tikels 380 des Versailler Vertrages betreffend die Bezeichnung
der holländischen Arbeiterdelegierten zur 3. internationale »»
Aübeitskonferenz und mit der Kompetenz der internationalen
Arbeitsorganisation bezüglich der landwirtschaftlichen Arbeit
befaffe » . Weitere Gegenstände der Beratungen sind : Der Vor¬
schlag der norwegischen Regierung auf Einsetzung einer Unter -
suchungskommisfion für die Hungersnot in Rußland , ein Ge¬
such der albanischen Regierung , der Völkerbund möge Wirt¬
schafts - Sachverständige ernennen , die Albanien Maßnahmen
vorzuschlagen hätten für die Ausbeutung der Naturschätze Hi
Landes . Auf der Tagesordnung steht ferner eine Reihe van
Fragen bezüglich der Freien Stadt Dauzig : die Frage der Lei¬
tung *er «uSwärtigen Angelegenheiten Danzigs durch P «len.
die Kontrnll « und Verwaltung der Weichsel auf dem Gebiete
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Ärctfn StaK . dir . Dar ^ rger aktfnfa » vab btt Finanzlage
gutuig » u . a. mehr . Es folgen die Frage » bezüglich de»
Schutzes der Minderheiten in Albanien , Estland , Lettland , Li-
tauen , Polen . Dem Völkerbundsrat werden mehrere Kom-
misifionsberichte unterbreitet , darunter derjenige der Repara »
sionskommiffion, die in den letzten Tagen ihre zweite Session
Geendete , der Bericht der Mandatskommission betreffend die
Nationalität der Bevölkerung der unter Mandat stehenden
Gebiete, sowi - der Bericht der Militärkontrollkommstsion .

ireicbsratsbescblüsse .
Im Reichsrat wurden die Ausführungsbestimmungen zum

vmfatzfteuergefetz teilweise neu gestaltet . Wichtig ist die Be¬
stimmung, daß die Grenze , bei der der Mangel einer Buch ,
führ ««» nicht als Verschulden angesehen wird, auf 120 000 M.
erhöht wurde. Schließlich erledigte der Reichsrat noch den
Gesetzentwurf über Mieterschutz und Mieteinigungsämtrr , der
eine Trennung bezüglich der Behandlung der Kündigung und
»er sonstigen Entscheidungen der Mieteinigungsämter vorsieht,
über Kündigungen sollen lediglich die Amtsgerichte entscheiden
«nb als Revisionsinstanz die Landgerichte.

polnische Nsubplsne .
_ Auf eine Beschwerde der Berliner polnischen Gesandtschaft
über die vom ostpreußischen Oberpräsidenten Mitte März bei
Eröffnung des Provinziallandtags gehaltene Rede, in der ag¬
gressive Stellen gegen Polen enthalten seien, betont das Aus¬
wärtige Amt in seiner Antwortnote vom 28 . April , daß diese
Rede keine Wendung enthielt , aus der auch irur auf eine ag¬
gressive Stimmung zu schließen wäre . Die Rede sei vielmehr
der Ausdruck von Besorgnissen, die in der ostpreußischen Be¬
völkerung und auch im übrigen Deutschland weit verbreitet
seien. Die Note erinnert an die Denkschriften, dir Roman
DmowSki im März 1917 Balfour und am 8 . Oktober 1918 dem
Präsidenten Wilson überreichte, und in denen er ganz offen
erklärt , daß nur eine engere oder losere Verbindung mit Polen
eine Lösung der ostprentzischen Frage biete . Dieser polnische
Plan wurde von der polnischen Friedensdelagation in Paris ,
deren Leiter Roman Dinowski war , am 16. Februar 1919 der
Kommission für die polnischen Angelegenheiten vorgelegt.
Polen habe sich also diese Ausführungen amtlich z« eigen ge.
« acht. Daß bei solchen Anschauungen prominenter polnischer
Kreise, zumal nach dem Vorgehen in Littauen und nach den
Erfahrungen des Korsautyaufstandes , die Provinz Ostpreußen
sich bedroht sah, sei begreiflich. Die Note verweist auf die in
der polnischen Presse und in Warschauer Funksprüchen fortge¬
setzten erscheinenden Nachrichten über angebliche deutsche Vor¬
bereitungen in Ostpreußen , die der ostpreutzischen Bevölkerung
den Gedanken nahe legen, daß dadurch eigene aggressive Absich¬
ten Polens verschleiert werden sollen. Im Zusammenhang
hiermit weist die Note auf die Rede hin, die der Chef deS pol-
»lfchen Generalstabs , General Sikorski, am 29. März d. I . im
HrereSauSschuß des Sejm gehalten hat und in der er aus¬
führte , daß Deutschland jeden Augenblick bereit sei, Zusam¬
menstöße des bolschewistischen Rußland mit Polen herbeizu¬
führen , um bei dieser Gelegenheit als Gendarm des bedrohten
Europas aufzutreten und wenigstens den ganzen Korridor
zu besetzen . Diese Rede sei sicher nicht geeignet, die von der
polnischen Gesandtschaft beklagten Besorgnisse der Provinz
Ostpreußen zu zerstreuen . Wenn derartige Äußerungen ver¬
hindert würden und die öffentliche Meinung Polens über die
wahren Verhältnisse und Stimmungen in Ostpreußen auf¬
geklärt würde, so wäre dies das beste Mittel , in Ostpreußen
Ruhe zu schaffen .

Dadiscke Aebersickt.
Tum Besuch des bayr . Minister¬

präsidenten .
bet gestern in Karlsruhe eingetroffen ist, schreibt die „Bayrische
Dtaatszeitung " in ihrer Nummer vom 1 . Mai - „Der bayrische
Ministerpräsident Gras Lerchenfeld trifft heute zum Besuch deS
badischen Staatspräsidenten Dr . Hummel in Karlsruhe ein.
Wenn auch der auf 2 Tage berechnete Aufenthalt zunächst nur
ein Höflichkeitsakt und die Erwiderung auf den Münchner Be¬
such des badischen Staatspräsidenten vom 10 . und 11. Januar
». I . ist, so wird doch auch diese Zusammenkunft als ein Zei¬
chen des Vertrauens und der verständnisvollen Zusammen¬
arbeit besonders jetzt begrüßt werden, wo das gemeinsame
deutsche Vaterland aufs neue mit Verwicklungen und Maß¬
nahmen schwerster Art bedroht wird . Ein Gedankenaustausch
der leitenden Staatsmänner in den süddeutschen Staaten ist
gerade in diesem Augenblick von besonderer Bedeutung . Man
Mrd deshalb diesen Besuch des bayrischen Ministerpräsidenten ,
her . sich di« Pflege vertrauensvoller Beziehungen zwischen den
Ninzelstaaten besonder» angelegen sein läßt , allseits wärmsten -»ützen müssen, da er gleichermaßen den InteressenBayerns

Süddeutschlands wie den Interessen des Reiches dienen
wird .

"

Bsdiscber Landtag .
Anban v»n Tabak.

Ein beim Landtag vor 4 Wochen durch den Landbund ein¬
gereichter Antrag verlangt Aufhebung der Verordnung der
Regierung , welche eine Ausdehnung der Anbaufläche von Ta¬
bak mit Rücksichl auf die Ernährung der Bevölkerung bezw.
»er Notwendigkeit, zunächst Kartoffeln und Getreide zu Letzten,
nicht zulätzt. Der Ausschuß für Rechtspflege und Verwaltung ,
welcher sich am Donnerstag damit beschäftigte, kam zu keinen,
Beschlüsse , da die Sozialdemokratie , weil verschiedene neue
Gesichtspunkte über diese Frage im Laufe der Debatte hervor¬
getreten waren , Vertagung und Rückverweisung an die Frak¬
tionen beantragte . Dem wurde stattgegeben, da es üblich ist,
baß den Wünschen einzelner Fraktionen über die zur Bera¬
tung stehenden Anträge inöglichst Rechnung getragen wird.

In der Aussprache selbst stellten sich alle Parteien , inst Aus¬
nahme der Sozialdemokraten und Kommunisten , auf de»
Standpunkt des Berichterstatters , des Abg . Sack tZentr .) , dem
Anträge der Landbundes stattzugeben . Eine Vermehrung der
Anbaufläche für Tabak habe im letzten Jahre , nicht mehr statt -
Gefunden. Bei den hohen Getreide - und Kartoffelpreistn sei
her Anbau von Tabak nicht nrehr so lohnend, wie früher . Aus
« ymchen Böden wachse nur Tabak und er könne oft noch ge-
ßmtt werden, wenn man eine andere Frucht umpslügen
» Lffe.

Ditz Regierung erklärt« die Verordnung für notwendig , so-
bBSfi fBbfrcn Bedarfsland für Getreide und Kartoffeln fei .

Die von einem Debatteredner semeLete Bestrafung von et >oa
2b Tabakbauern wegen Übertretung der Verordnung beweise
gerade ihre. Unentbehrlichkeit; durch fie werde kein Tabakpflan¬
zer benachteiligt. Die Sozialdemokraten verlangten ebenfalls
dar Fortbestehen der Verordnung . Der Tabakanbau habe erst
im letzten Jahre nicht zugenommen ; in früheren Jahren fei
die Altbaufläche stets gewachsen . Es mangele in Baden sehr
an Dodenfläche zum Anbau von dett notwendigsten Lebens¬
mitteln , da könne man «ine Ausdehnung des Tabakbaues nicht
zulasten, der Boden ja nicht in der Lage sei, seinen Le-
benSmittelbedarf im eigenen Lande zu decken . — Die noch¬
malige Beratung des Landbundantrages wird in einer späte¬
ren Sitzung des Ausschusses erfolgen.

Die Vsdiscbe Gesellscbatt kür soziale
Dygiene.

hielt am vorgestrigen Sonntag im Sitzungssaale des Arbeit »-
Ministeriums in Karlsruhe ihre aus dem ganzen Lande be¬
suchte Mtgliederversammlung ab . Der Vorsitzende» Geh .
Obermedizinalrat Dr . Hauser begrüßte die Erschienenen und
gedachte der toten Mitglieder , zu deren Ehre man sich von de«
Sitzen erhob.

Der Geschäftsführer der Gesellschaft Dr . Alfons Fischer be¬
richtete über das verflossene Jahr . Die Zahl der Mitglieder
ist um 81 auf 868 gestiegen , darunter 268 Ärzre und Ärztin¬
nen . ES hat sich eine Erhöhung des Beitrages als nötig er¬
wiesen . An den Landtag wurde eine Eingabe um weiteren
Ausbau der Schulzahnpflege gerichtet, an den Reichstag eine
solche betr. Einführung der Familienversicherung ; letztere
wurde der Regierung zur Berücksichtigung überwiesen . In
Baden haben die Ortskrankenkaffen in Karksruhe , Freiburg ,
Mannheim und Pforzheim , sowie die Wetriebskrankenkaffe der
Firma Lanz -Mannheim die Familienversicherung eingeführt .
Die Gesellschaft befaßte sich mit der Frage der Tuberkulose¬
bekämpfung, die in der Hauptsache »ine Fvage der Ernäh .
rung ich Zur Bearbeitung des Stoffes wurden hervorragende
Gelehrte gewonnen . Die Hauptarbeit des Instituts erstreckte
sich auf die Untersuchung der Lehrling« an den Handels - und
Gotverbeschulen von Karlsruhe und- Durlach . Die Unter¬
suchung der 8000 Lehrlinge ist noch nicht abgeschlossen , legt
aber doch den Schluß nahe , daß Deutschland noch nncht ver¬
loren ist. Die neue Gemeindeordnung gestattet den Städten
die Errichtung von tGesundheitsämtern . Durch Besprechungen
mit den betr . Ministerien wurde die Gesundheitsfürsorge in
Baden ein gutes Stück vorwärts gebracht. Die Gesellschaft
bemüht sich zur Förderung ihrer Bestrebungen um höhere
Staatszuschüsse .

Bezirksarzt Dr . Dörner -iEttenhetm hielt dann einen Bor¬
trag über sozial« Mißsttinbe nn- Duberkuloseverbreitung .
Ganz hervorstechend ist die Tubrrkulosestrrblichkeit der Frauen
im Schwrtztznger Bezirk in den letzten 30 Jahren in der Alters¬
klasse von 21 bis 30 Jahre gewachsen . Der Vortragende hat
die Ursachen dieser Erscheinungen genau untersucht und
schreibt da? kaum veränderte bessere Verhältnis in dem zum
Vergleich herangezogenen Kehler Bezirk den landwirtschaft¬
lichen Verhältnissen zu , während im Schwetzinger Bezirk sich
der Einfluß der Jndustriearbeit geltend macht . Ausschlag-
gebend für die schlechte Lage im Schwetzinger Bezirk sind aber
die mißlichen WohnungSverhältniffe bei einer Verdoppelung
der Bevölkerungsziffer . Besonders ungünsttg hinsichtlich der
Kinder - und Tuberkulosesterblichkeit erscheinen Liedolsheinr ,
Ketsch, Neulnßheim und Oftersheim . In Reulutzheim beträgt
die Kindersterblichkeit 40 Prozent , die Tuberkulosesterblichkeit
7,6 Prozent (dreimal so viel als der Landesdurchschnitt) . Zur
Bekämpfung der Mißstände empfiehlt der Redner an Stelle der
kostspieligen Heilstätten dem Wohnungsmangel mehr Beach¬
tung zu schenke« und im übrigen die Walderbolnngsheime zu
benutzen. Wichtig sei die Hebung der landwirtschaftlichen Pro¬
duktion, der Ersatz menschlicher Kraft durch Elektrizität und
dor allem dir Schaffung neuer und besserer Wohnungen .

An den Vortrag schloß sich eine rege Aussprache, in der u . a.
gefordert wurde , daß die Bezirksämter die Genehmigung zum
Bau von 1 Zimmerwohnungen sticht mehr geben.

Nachmittags hielt der leitend^ Arzt des Kindererholungs -
heimes Heuberg Dr . Behm einen Bortrag über die sozial -
hygienische Bedeutung des Heimes . Er konnte dabei erfreu¬
liche Resultate verzeichnen. Auch an dieses Referat knüpfte
sich eine Aussprache. Damit war die lehrreiche Tagung be¬
endet .

Landeszentrsle des badischen Einzel¬
handels.

DZ . Karlsruhe , 30. April .
Die Landeszentrale des badischen Einzelhandels hielt die¬

ser Tage hier ihre diesjährige Tagung ab . Freitag und
Samstag waren den Beratungen der Fachgruppen gewidmet,
wägend am Sonntag vormittag im Saale des Friedrichshofes
die 3 . ordentliche Generalversammlung stattfand . Rach Be¬
grüßungsansprachen des 1 . Landesvorsitzenden Rud . Hugo
Dietrich, des Präsidenten der Handelskammer K . M . Gsell,
des Oberbürgermeister Dr . Finter , des Präsidenten der Han¬
delskammer Konstanz und einer Reihe weiterer Körper¬
schaftsvertreter sprach Verbandsdirektor L . Steinel -Karlsruhe .
über die Loge im Einzelhandel . Das vergangene Jahr habe
fiir den Einzelhandel viele Enttäuschungen . gebracht. Der
Kaufmann sei im Jagen nach Waren der reinste Börsenspe¬
kulant geworden. Die Bedingungen, die von den Fabrikanten
gestellt würden , seien unerträglich , die Gehaltsforderungen ,
wie sie in letzter Zeit von den Angestellten erhoben worden
find, undiskutabel . Der Einzelhandel verlange dringend die
Abhebung der zahlreichen, den Handel einengenen Maßnah¬
me«, der überflüssigen Preisprüfungsstellen , des Wucherge-
richttz in seiner jetzigen Gestalt , der llberwachungsstellen , der
steuerlichen Bedrängung , Bekämpfung des unlauteren Wett¬
bewerbs .

I » sehr entgehender Weise berichtete der Syndikus der Hän¬
deistammer Karlsruhe , Tr . Krirnen , über „Die Preisbemes »
fimgffrftge — eine Lebensfrage für den Kaufmann .

" Seine
Ausführungen verdichteten sich zu folgender Entschließung :

„Die heäige Generalevrsammlung der Landcszentrule de»
badischen Einzelhandels ist davon überzeugt , daß die zum gro¬
ßen Teil durch Geldenüvertung hervorgerufene Preisenttvick -
lnng nicht durch gesetzliche Maßnahmen hinangehalten werden
kann . Denn sie wird durch wirtschaftliche Erscheinungen , ins¬
besondere durch den Valutasturz Herberge führt , der wiederum
aus den Bersailler Diktatfrieden mit zurückzuiübren ist . Wirt¬
schaftliche Entwicklungen mit ihrem schnellen Wechsel lassen
sich aber nicht durch Gesetzesparagrapben beseitigen . Die
Preis « werden nach wie vor stets durch das unumstößltche Ge¬
setz vom Verhältnis des Angebots zur Nachfrage bestimmt .
Aus diesen Erwägungen entspringt die wirtschaftliche Erkennt¬
nis , dah auf die Dauer die gesamte gesetzliche Regelung der
Preise wegsallen wird und muß. Trotz dieser wirtschaftlichen
Erkenntnis will der Einzelhandel den von gesetzgebenden Kör¬
perschaften und Behörden hauptsächlich unter dem Druck pori -
tischer Strömungen geführten Kampf Hetzen Auswüchse van
Schiebern und Wucherern tatkräftig unterstützen , muß aber

verlangen , daß inan den ehrbare » Hendel tn Schutz nimmt .
Zu diesem . Zwecke müssen : 1 . die bisherigen dehnbaren und
unklaren Bestimmungen endlich und schleunigst beseitigtwerden . 2 . Es ist der ordnungsgemäß zustandegekommene
Marktpreis , auch da , wo börsenmähige Notierungen nicht statt¬
finden, als der entscheidende Maßstab für die Angemessenheitder Preisbildung anzuerkennen . 8. Soweit ein Marktpreis
nicht besteht, ist die Berücksichtigung eines angemessenen Wie.
derbeschafsungspreises für die Waren gleicher Art dem Zu -
grundelegen des Marptpieises gleichzuachten . 4. Vor Ein .
leitung eines gerichtlichen Verfahrens sind Sachverständige,
die in erster Linie von den zuständigen Handelsvertretungen
zu benennen find, zuzuziehen. 6 . Ausnahmegerichte sind zu
beseitigen . Mindestens ist aber zu fordern, daß bei Prozessen
wegen Wuchers die Möglichkeit gegeben ist , sich an eine Be¬
rufungsinstanz zu wenden. 6. Der Entwurf eines Gesetzesüber die öffentliche Bekanntmachung von Verurteilung wegen
Preistreiberei usw . (Prangergesetz), darf unter keinen Um¬
ständen ftüher in Kraft treten , als die unter 1—5 verlang¬
ten Änderungen Gesetzeskraft erlangt haben.

Diese Richtlinien decken sich mit den Wünschen aller Bertre -
tungen aus Handel und Industrie insbesondere des Einzel -
handelSausschuffeS des deutschen Industrie - und Handelstages .Die heutige Versammlung beauftragt daher die Landeszen .
trale des Badischen Einzelhandels , im Benehmen mit den Kör¬
perschaften von Handel und Industrie tatkräftig weiter zu
kämpfen. Außerdem ergeht an den Kaufmann die dringende
Aufforderung , sich mit seinem ganzen Einfluß an diesem Da¬
seinskampf der Kaufmannschaft zu beteiliget "

Ein Zusatz Alsberg fordert die Verbände auf , die Mitglie¬
der durch Richtlinien , durch Material , sowie durch Einstehen
für die aufgestellten Grundsätze auch moralisch zu unterstützen .
Die Verbände müßten dafür einstehen, daß ein Anklagever¬
fahren nicht vor einem Wuchergericht sein Ende findet , son -
dern wegen seiner prinzipiellen Bedeutung einer Straskam -
mer zur Ermöglichung der Nachprüfung eines ungünstigen
Spruches durch das Reichsgericht unterbreitet wird.

Die Entschließung fand einstimmige Annahme.
Dr . Felix Borchard-Berlin sprach über Wirtschaftspolitik de»

Einzelhandels .
Das Mitglied des Reichswirtschaftsrates Abg . Janffen .

Barmen über die Frage : „Wie sichert sich der deutsche Kauf¬
mannsstand seine Existenz? " Als letzter Redner sprach Herr
v. Tncholka über Unfallverhütung , Berufsgenoffenschaft de»
Einzelhandels in Berlin , ihre hummanitären Anstalten , Haft¬
pflichtversicherungsanstalt, Renten - , Witwen- yind Maisen¬
kaffe.

Nachmittags 3 Uhr fand eine geschloffene Generalversamnr -
lung statt

Badischer Iägertag .
DZ . Am gestrigen Sonntag hielt der Bund badischer Jäge »

unter Leitung seines Vorsitzenden , Koinmerzienrat Stahmetz
in Karlsruhe die zweite Hauptversammlung ab. Mit zahl¬
reichen Mitgliedern aus dem ganzen Lande waren Vertreter
der Regierung und der Stadt erschienen . Direktor Krampf
hielt einen interessanten Vortrag über Zweck und Ziele des
Bundes . Seine von der Liebe mir Natur durchdrungenen
Ausführungen wandten sich namentlich gegen die Auslieferung
unserer heimischen Jagden an die valutastarken Ausländer
und gegen jedes unwaimännifche Verhalten , bezeichnete
die Hebung des Wildstandes als dringende Notwendigkeit und
empfahl Belohnungen für besondere Leistungen im Jagdschutz.
Kein Mitglied dürfe sich bei der Jagdpacht als Strohmann für
einen Auländer hergeben. Tie Versammlung bestimmte die
Zeitschrift „Der deutsche Jäger " als Verbandsorgan und setzte
den Jahresbeitrag auf 40 M . fest. Es wurden Anträge an¬
genommen , wonach jeder deutsche Jäger , der ftir einen Alls¬
länder eine Jagd pachtet , aus dem Bunde ausgeschlossen wer¬
den soll. Ferner sollen an Versteigerungen nur Leute teil¬
nehmen können, die im Besitze eines Jagdpasses sind . Schließ¬
lich wünscht man Verschärfung der Jagdpaßkontrolle und För¬
derung der Gebrauchshundezucht durch Suchen. An verschie¬dene verdiente Bundesmitglieder wurden Ehrennadeln

' ver¬
liehen . Nächster Tagungsort ist voraussichtlich Osfenburg .

Mit der Hauptversammlung des Bundes , der bereits über
2000 Mitglieder zählt, waren auch gesellige Veranstaltungen
verbllnden .

Der badische Landbunc
hielt aul Sonntag im Konzerthaus zu Karlsruhe seine dies¬
jährige stark besuchte Tagung ab. Nach einer lebbaften Aus¬
sprache gelangte folgende Entschließung einstimmig zur An¬
nahme : „Der Badische Landbnnd ist bereit, nach besten Kräf¬
ten mitzuwirken an der Durchführung des landwirtschaft¬
lichen Hilfswerkes , um das deutsch« Volk aus eigener Scholle
zu ernähren . Er ist sich bewußt , daß dieses Ziel nur erreicht
werden kann , wenn die Produktion von allen Fesseln der
Zwangswirtschaft befreit sich ungehemmt entwickeln ka.nn und
wenn damit die Gewähr geboten ist , daß der Preis des Pro¬
duktes einen Ausgleich bringt für den Aufwand an Arbeit und
Kapital , und wenn ferner jede Sonderbesteuerung der Land¬
wirtschaft unterbleibt . Eine solche einseitige , ungerechte und
unerträgliche Sonderbesteuerung erblickt der Landbund in der
Getreideumlage , um so mehr, als den Lieferern von Umlage¬
getreide in keiner Weise eine steuerliche Berücksichtigung zuteil
wurde . Der badische Landbund lehnt deshalb jedes Umlage-
verfahren ab und schließt sich der Stellungnahme des ReickS-
landbundes an .

"

Kurze Oachrichten aus Baden.
* Rachversteuerung von Belenchtnngsmittrln. Wir machet»

auf die Bekanntmluhung des Hauptzollamts Karlsruhe im
heutigen Anzeigenteil aufmerksam.

Der Roügebiihreiitaris der amtlichen Expreß- , Eil - und
Frachtgutbestättereien wird vom 1 . Mai d. I . an um 20 v . H,
erhöht . Nähere Auskunft erteilen die Stationen .

Verkehrssperre « : Aufgehoben ist die Annahmesperre für alle
Sendungen nach Rumänien mit Leitung über Tschechoslowakei«

DZ Offenbur «, 29 . April . Die Vorlage auf (Bewährung
»ou Teuerungszulagen an die städtische» Beamten und Ar¬
beiter , die der Stadt eine Mehrausgabe von IlL Million «»
bringt , wurde vom BürgerauSschntz gestern angenommen.

Nus der Lsndesbsuptstsdt .
Die Feier des 1 . Mai . Anläßlich der gestrigen Maifeier

veranstaltete ^ die fteiorganisierte Arbeiterschaft Demonstra¬
tionszüge , die sich unter Abfinguna von Lidern zum Stadtgar¬
ten bewegten . Dort fand ein Massenmeeting mit Konzert
und Ansprachen statt . Am Nachmittag wurde der 1 . Mai durchs
eine größere Veranstaltung im großen Festhallesaal gefeiert ,
der bis auf den letzten Platz besHt war . In ähnlicher Weise
verlief der Maifeiertag auch in den anderen Städten des Lan¬
des . Zwischenfälle haben sich nirgend ereignet.
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Schwetzingen. R .102

Handelsregistereintrag
Abt . B Band I zu O .-Z .
5 — Edinger Bktienbrane-
rei vormals Gräflich von
Oberndorff 'sche Brauerei
Aktiengrsellschaft in Edlw
gen : Ferdinand Neumci-
stcr ist aus dem Vorstand
ausgeschieden. Hermann
Ehret , Direktor in Edin¬
gen, dessen Prokura erlo¬
schen ist, ist an seiner
Stelle zum Vorstand be¬
stellt.

Schwetzingen,
den 35 . April 1922 .

Amtsgericht 2 .
Schwetzingen. R .1W

sHandelsregistereintrag
Abt . A Band III :

Zu O .-Z . 41 — Max
Wallerstrin in Hockenheim
— Die Firma ist erlo¬
schen.

Unter O.-Z. 99 — « arl
Marx , Altlutzheim — In¬
haber ist Karl . Marx ,
Kaufmann in Altlutzheim.
(Zigarrensabrik .)

Schwetzingen,
den 27 . April 1922 .

Amtsgericht 2.
Uberlingen. N.59

Zu O .-Z. 232 des Han-
relsregisters Abt. A Band
t betr . die Firui « »Benz
&

' Gen ." in Überlingen
wurde der Eintritt eines
Kommanditisten in die
Gesellschaft eingetragen .

Uberlingen ,
den 18. April 1922 .
Der GerichtSschreiber des

Amtsgerichts.
Billingen . 31 .126

In das Handelsregister
A wurde eingetragen :

Am 31 . April 1922 un¬
ter O .-Z. 382 Firma
Schwarzwakd . Apotheke
Ott » Lehn ist in Königs¬
feld (Baden ) . Inhaber ist
Apotheker Otto Lehn tn
Königsfeld (Baden ) .

Am 22 . April 1922 un¬
ter O .-Z . 283 Firma
Bronner & Thielen, Koh¬
len- und Holz-Groß , und
Kleinhandlung in Villin-
gen. Inhaber der am 15.
März . 1922 begonüenen of¬
fenen Handelsgesellschaft

sinh die Kaufleute Oskar
Bronner und Fritz Thie¬
len, beide in Villingen .
Villingen , 27 . April 1922.

Amtsgericht 1._
Waldkirch . R .90

In das Handelsregister
Abt. B ist heute eingetra¬
gen worden :

Unter O . -Z. 19 : Ber-
kaufSstelle der Sägewerke
des ElztaleS und Umge¬
bung , Gesellschaft mit be¬
schränkter Haftung , Wald¬
kirch.

Vertretung der Säge¬
werke des Elztales u. der
Umgebung beim Absatz
ihrer Erzeugnisse u . Han¬
del mit Holz. Stammkapi -
tal : 390 000 Mark . Ge¬
schäftsführer : Eugen Wel¬
le, Kaufmann und Max
Vanoni , Kaufmann , beide
«n Waldkirch . Der Gesell¬
schaftsvertrag ist am 6.
bezw. 11 . März 1922 er¬
richtet . Die GesÄkschaft
kann einen oder mehrere
Geschäftsführer haben.
Jeder Geschäftsführer ist
einzeln zur Vertretung
der Gesellschaft und zur
Zeichnung der Firma be¬
rechtigt. Veröffentlichun¬
gen erfolgen im Deutschen
Reichsanzeiger.

Unter O .-Z. 20 : Ober .
Olottertäler Sägewerk und
Holzhandlung, Gesellschaft
mit beschränkter Haftung ;
Waldkirch-Breisgau . Be¬
trieb eines Sägewerks ,
insbesondere Fortführung
des bilHer von A .
Gfchtoander in Oberglot¬
tertal betriebenen Säge¬
werks und der Holzhand¬
lung . Stammkapital Mk .
125 000. Geschäftsführer :
Eugen Welle, Kaufmann
in Waldkirch u . Max Ba-
poni , Kaufmann in WaL>-
kirch. Der Gesellschaftsver-
trag ist am 10. November
1921 mit Nachtrag vom
80. März 1922 errichtet.
Die Gesellschaft wird durch
»wei Geschäftsführer der.
treten . Jeder GeschäftS -
ffihrer ist allein zur Zeich¬

nung der Firma und Ver-
tretung der Gesellschaft
berechtigt. Di« Bekannt¬
machungen der Gesellschaft
erfolgen im jeweiligen
Amtsblatt in Waldkirch.
Waldkirch. 22 . April 1922.
Der GerichtSschreiber des

Amtsgerichts.

Geiuhei « . N .128
Zum Handelsregister A

Band I O .-Z . 211 zur
Firma „Franz Schütz
Rachf." in Weinheim wur¬
de eingetragen : Emilie
Schütz in Weinheim ist in
das Geschäft als persön¬
lich haftende Gesellschafte¬
rin eingetreten . Die nun¬
mehr ans Philipp Kern
Witwe und Emilie Schütz ,
beide in Weinheim, be¬
stehende offene Handels¬
gesellschaft hat am 1 . Ja¬
nuar 1922 begonnen und
wird unter unveränderter
Firma fortgeführt .
Weinheim , 36. April 1922 .

Amtsgericht 1.
Wertheim. N .127

In das Handelsregister
A O .-Z . 201 wurde ein¬
getragen : Firma Karl
Damm , Wessental. In¬
haber : Karl Franz
Damm , Mühlenbesitzer in
Wcffental ; dem Kauf¬
mann Josef Damm in
Wessental ist Prokura er¬
teilt.
Wertheim , 26. April 1922.

Amtsgericht.
Wieslvch . 31.45

In das Handelsregister
B Band I ist zu O .-Z . 1
Firma Bereinigte Leder -
und Schuhfabrik, Gesell-

schaft mit beschränkter
Haftung in Wiesloch, ein¬
getragen : Durch Gesell-
schafterbeschluh hom 7.
April 1922 sind die 88 9,
10, 11 Ziff . 3 und 19 des
Gosellschaftsvertrags auf¬

gehoben und 8 6 geändert .
Wiesloch, 22 . April 1922 .

Bad. Amtsgericht.

SenollenIMts - Register
Karlsruhe . N .129

In das Genossenschafts-
regifter ist zu Band I O .»
Z. 10 zum Lebensbedürf¬
nisverein Karlsruhe , e. G.
m. b . H. in Karlsruhe
eingetragen : In der Ge¬

neralversammlung vom
31 . März 1922 sind die
88 3, 4, 5, 6, 8, 12 Ziffer
3 und 9, 18 Abs. 1 und
der Schluhsatz des 8 20
.der Satzungen geändert
worden. Hiernach ist die
Haftsumme auf 500 Mark
festgesetzt. Die Bekannt¬
machungen der Genossen-
schaft erfolgen im Karls¬
ruher Tagblatt und im
Volksfreund. Das Vor¬
standsmitglied Ludwig
Breining ist jetzt stellver¬

tretendes Vorstandsmit
glied. Regierungsrat Hans
Prull , Karlsruhe , ist als
Vorstandsmitglied bestellt.
Karlsruhe , 26. April 1922 .

Bad , Amtsgericht B . 2.
Konstanz. N .60
Genoffenschastsregisterein-

trag Band I O .-Z . 6 : Ge¬
werbe- und Handelsbank
Konstanz, e . G . m . u . H»
Konstanz : In der ordent¬
lichen Hauptversammlung
vom 31 . März 1921 wurde
die Umwandlung in eine
Genossenschaft mit be¬
schränkter Haftpflicht be¬
schlossen und die Firma
entsprechend geändert . Die
Haftsumme beträgt 1000
Mark , die höchste Zahl der
Geschäftsanteile 3 .
Konstanz, 22 . April 1922.

Bad, Amtsgericht L

MelnS'AeMn.
Pfullrndvrf . 31 .92

Zum Vereinsregister 31 .
5 »Freiwillige Feuerwehr ,
Pfulleudvrf " wurde heute
eingetragen :
In der Generalversamm .

lung vom 9. April 1922
wurde Gipsermeister Au¬
gust Niedermann inPful -
lendorf zum Vorstand und

Malermeister August
Heinzle in Pfullendorf
zum Stellvertreter be¬
stellt.

Pfullendorf .
den 24 . April 1922 .

Bad. Amtsgericht.

Badisches Landestheater.
Dienstag , 2. Mai 6V»—9 Uhr 25 Mk.
Abonnement G2 — Th . - Gem . B .V . B . Nr . 101—400.

Der Urfaust .

Konzerthaus .

Mittwoch , dt« 3 . bis einschlietzl . 8. Mat .
Täglich 6 Ahr «ach« . und abends l/,9 Uhr
G »« « tag , de« V . Mat nur « ach« . 4 Uhr

(Die Befreiung Jerusalems .)

G »« « tag , de« V . Mat «ur « ach« . 4 Uhr

Verkaufsstelle « wt« bekaunt. s . Plakatsäule .

Das UsiVÄ ' päULgogiUM Kai -181-. Bism. -8tr. 69
kührt von 8e »ta bis Abitur jeder Schule , auch
Mädchen . — Unterricht individuell . Beginn am

25 . dieses Monats — Wiehl , Bes . —

amtliche Bekanntmachungen .
Dt« ixzirkspolizetliche« Vorschriften

voni 2 . Juli 1889 . die Instandhaltung der ADufer
betr.,

vom 8. Oktober 1918 , das Verhalten der Jugend
betr»

vom 6. Juli 1886 , die Vertilgung der Kleeseide
betr.,

vom 6. September 1913, die Bekämpfung der Spar¬
gelschädlinge betr .,

vom 18. Januar 1898, die Nachtwachordnung für
die Landgemeinden des Amtsbezirks Karlsruhe
betr.,

vom 10. August 1875 , den Bezug neuerbauter Woh¬
nungen betr .,

werden nach Zustimmung des Bezirksrats und des
Landeskommissars mit sofortiger Wirkung hiermit
aufgehoben. N. 105

Karlsruhe , den 19. April 1922 . O . Z . 49
Bezirksamt Abt. II .

DaS Auswanderung-Wesen betr.
Dem Herrn Eberhard Mayer wurde gemätz § 11

des Reichsgesetzes vom 9 . Juni 1897 über das Aus¬
wanderungswesen heute die Erlaubnis , erteilt , bei
Beförderungen von Auswanderern nach

'
autzerdeut-

schen Ländern als Agent des Norddeutschen Lloyd in
Bremen durch Vorbereitung und Abschluß von Deför-
derungsverträgen gewerbsmäßig mitzuwirken .

Die Erlaubnis berechtigt zum Geschäftsbetrieb im
Amtsbezirk Karlsruhe . N. 117

Wir bringen dies hiermit zur allgemeinen Kenntnis .
K a r l s r u h e. den 24 . April 1922 . O . Z . 53

Badisches Bezirksamt — Polizeidirektio« C.

Bekanntmachung .
Rachversteuerung von Beleuch¬

tungsmitteln.
Rach dem Gesetz vom 8 . April 1922 sind Leuchtmit¬

tel (elektrische -Glühlampen und Brenner , Glühkörper
zu Gasglühlicht - und ähnlichen Lampen , Brennstifte
zu elektrischen Bogenlampen , Brenner zu Oueckfilber-
dampf- und ähnlichen Lampen ) , die sich am 1 . Mal
1922 außerhalb der Räume eines angemeldeten Herstel¬
lungsbetriebs oder autzerhalb der Zoll- oder Steuer¬
überwachung befinden, nachzubevsteuern. Die Besitzer
von Vorräten solcher Beleuchtungsmittel werden auf¬
gefordert , diese Vorräte bis spätestens 5 . Mai 1922
beim zuständigen Zollamt schriftlich oder zu Protokoll
auzumelden , das aus Ansuchen alle nähere Auskunft
erteilt . R . 131

Nicht rechtzeitige oder unrichtige Anmeldung hat die
gesetzlichen Strafen zur Folge.

Karlsruhe , den 27 . April 1922 .
Hauptzollamt .

Bekanntmachung .
aus die Einkommensteuer

für das Kalenderjahr 1922.
Das II . Viertel der für das Kalenderjahr 1922 vor¬

läufig zu entrichtenden Einkommensteuer muß späte¬
stens auf 15. d . Mts . bezahlt werden. An die Zahlung
wird hiermit erinnert . Bei späterer Zahlung müssen
Zinsen von 5 v. H . vom 16. d. Mts . an entrichtet wer¬
den. Wer erst nach dem 22. d. MtS . bezahlt, wird
ohne vorherige Mahnung zwangsweise betrieben und
muß eine Pfändungsanordnungsgebühr entrichten.
Man zahle womöglich bargeldlos . '

Zu entrichten ist der im Steuerbescheid für 1920
als vorläufige Zahlung für 1921 angegebene und.
wenn der Steuerbescheid für 1921 bereits zugsstellt ist,
der in diesem Bescheid als vorläufige Zahlung für
1922 bezeichnet « Bierteljahresbetrag . Keine vorläufige
Steuer für 1922 braucht zu entrichten, wer nnr Ar-
bcitseinkommen bezieht, von dem ihm der Steuerabzug
gemacht wird und das den Jahresbe trag von
501000 M . im Kalenderjahr 1922 voraussichtlich nicht
übersteigt. Er muß jedoch der Hcbestelle hiervon
Kenntnis geben . N . 113

Karlsruhe , den 2. Mai 1922.
Finanzamt .

Bekanntmachung .
Wein - und Schanmweinsteuer betr.

Am 1 . SRat 1922 tritt das Schaumweinsteuergesetz
vom 26 . Juli 1918/21. April 1920 außer Kraft . Von
diesem Tage an unterliegen die bisher schaumwein-
steuerpflichtigenErzeugnisse der Besteuerung nach dem
durch Gesetz vom 12 . April 1923 geänderten Wein-
steuergssetz vom 26. Juli 1918 mit der Maßgabe , daß
die Abgabe (Weinsteuer ) für Schaumweine au»
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Fruchtwein ohne Zusatz von Traubenwein 20 v. H„
für andere Schaumweine und schaumweinähnliche Ge¬
tränke 30 v . H. des Steuerwerts beträgt . Im übrigen
finden alle Borschriften des Weinsteuergesetzes auf die
genannten Erzeugnisse in vollem Umfange Anwen-
düng .

Wer am 1 . Mai 1922 im Besitze von Schaumwein
oder schaumweinähnlichen Getränken ist, die er ge¬
werbsmäßig in Verkehr zu bringen beabsichtigt ( Her¬
steller, Händler , Wirte , Meinverkäufer ) ist verpflichtet,
den Betrieb und den verantwortlichen Betriebsleiter
bis spätestens 6. Mai 1922 bei der Verbrauchssteuec-
hebeftelle (Hauptzollamt ) Zollamt mit Verbrauchs-
steuerdienst feines Bezirks anzumeloen . Vom 1 . Mai
1932 an haben alle, die zur Annieldung nach dem Ge¬
sagten verpflichtet sind, in einer besonderen Abteilung
>es Weinsteuerbuchs, sofern sie ein solches bisher schon zu
führen verpflichtetwaren , oder in einem Vorbuch aus
dem später die Einträge in das anzulegende Wein¬
steuerbuch übertragen werden sollen , die vorhandenen
Vorräte an Schaumwein und schaumweinähnlichen
Erzeugnissen nach Gattung , Marke und nach Zahl und
Größe der Umschließungen anznschreiben und bei einer
etwaigen Abgabe in derselben Weise unter Angabe des
Steuerwertes fortlaufend abzuschreiben.

Wer vom 1. Mai ab Schaumwein an einen Ver-
braucher (also nicht an einen angemeldeten Händler )
abgibt, ist verpflichtet, dem Verbraucher den Steuer¬
betrag besonders zu berechnen, der Verbraucher hat die
Zahlung an den Abgeber zu leisten.

Für im Inland hergestellte und aus dem Ausland
eingeführte Schaumweine und schauweinähnliche Ge¬
tränke , die mit Schaumweinsteuerzeichen versehen in
einen angemeldeten oder anzumeldenden Betrieb aus¬
genommen oder in einem solchen Betriebe vorhanden
sind und im Weinstenerbuch oder Vovbuch angeschrie¬
ben worden find, wird der Steuerwert der Zeichen dem
Betriebsinhaber auf di» von ihm zu zahlende Wein-
stener angerechnet, sofern die -Erzeugnisse sich nach
dem 30. April nicht bereits in einem anderen ange -
meldeten oder anmeldepflichtigen Betriebe befunden
haben . Die Anrechnung erfolgt nur , wenn sie späte¬
stens 8 Tage nach dem Zeitpunkt , zu dem die Erzeug -
nisse im Weinsteuerbuch oder Vorbnch anzuschreiben
sind , bei dem Zollamt , in Lessen Bezirk die Erzeugnisse
lagern , schriftlich oder in einer von dein Zoll«,nt aus¬
zunehmenden Verhandlung beantragt wird . In dem
Antrag sind die Schaumweine , für welche die Anrech¬
nung beansprucht wird, gesondert nach der Gattung
(Schaumwein aus Fruchtwein , anderer Schaumwein)
und nach Zahl und Größe der Umschließungen, sowie
die an den Umschließungen angebrachten Zeichen für
jede Zeichenforte besonders nach Stückzahl, Einzel -
und Gesamtsteuerwert aufzusühren . Die Gesamt¬
steuerwerte aller Zeichensorten sind aufzurechnen . Für
die nach dem 30. April 1962 in den Betrieben einge¬
gangenen Schaumweine und schaumweinähnlichen Ge¬
tränke sind außerdem Name , Wohnort und Wohnung
des Abgebers, sowie der Tag der Abgabe und des Ein -
ganges anzugeben und aus Verlangen durch Rechnun¬
gen und Frachtbriefe zu belegen.

Das Landesfinanzaint kann die Anrechnung in Ein¬
zelfällen ausnahmsweise auch dann zulassen, wenn
die Erzeugnisse sich nach dem 30. April bereits in
einem anderen angemeldeten oder anmeldepflichtigen
Betriebe befunden haben.

Verbraucherwirte und Berbraucherkleinhändler , die
bisher in ihrem Betrieb auch Schaumwein usw . abge¬
geben haben, die aber vom der ferneren Abgabe der¬
artiger Getränke ab sehen wollen, um ihre Verbraucher-
eigenschast nicht zu verlieren , müssen sofort nach dem
Erscheinen dieser Bekanntmachung einen etwaigen
Vorrat entweder zum Verbrauch im eigenen Haushalt
aus den angemeldeten Botriebsräumen entfernen oder
an einen angemeldeten Händler (Hersteller ) weiter
veräußern . Die Veräußerung muß er der zuständi¬
gen Hebestelle (Hauptzollamt , Zollamt ) auzeigen.

Karlsruhe , den 29. April 1922 . N .138
HäuptAsllamk. '

Bekanntmachung .
Rachverfteuerrmg von Zircker .

Ruch Art. IV des Gesetzes vom 8 . April 1922 zur
Abänderung des Zuckersteuergesetzes u»d der Zucker -
Nachfteuerordnung (Reichsges. Bll S . 388 und 451 )
unterliegt Zucker , der sich» a« 1. Mai 1922 außerhalb
eine» Hersteilungs-betriebs oder einer Zollniederlage
befindet , der Nachsteuer. Mengen von nicht mehr als
100 Kg. Reingewicht sind nachsteuerfrei. Zucker , der
ineyreren Personen gehört, jedoch gemeinsam anfbe -
wahrt wird , ist zusammenzurechnen . Wer am 1 . Mai
1922 nachsteuerpflichtigen Zucker im Besitze oder Ge¬
wahrsam hat, ist verpflichtet, diesen Zucker bis zum 5.
Mai 1922 , hei der zuständigen Hebestelle schriftlich ( in
zweifacherFertigung ) oder mündlichanzrtmelden . Hier¬
bei find Gattung und Meng« des Zuckers, sowie der
Aufbewahrungsraum anzugeben . Zucker, der sich am
1 . Mai 1928 unterwegs befindet , iist vom Empfänger
anzumeiden , sobald er in seinen Besitz gelangt . In
den Anmeldungen ist dem Anmelder die Versicherung
abzugeben, daß sich weiterer »achsteuerpflichtiger Zucker
nicht in seinem Besitze befunden hat . Wer seinen nach¬
steuerpflichtigen Zuckervorrat nicht oder unvollständig
anmeldet , hat Bestrafung zu gewärtigen . Nähere Aus¬
kunft erteilen die Zollämter und das Hauptzollamt .

Karlsruhe , den 28 . April 1922 . N .187
Haoptzoitamt .
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31 .141. Bühl . Über da»
Vermögen des Schachtel¬
machers Richard Wißmer
in Bühl , wohnhaft in
Altschweier , wird heute
am 28 . April 1922 , mit¬
tags 12 Uhr, das Kon¬
kursverfahren eröffnet , da
der Gemeinschuldner seine
Zahlungen eingestellt hat.
— Rechtsagent Christ
hier wird zum Konkurs¬
verwalter ernannt . —
Konkursforderungen sind
bis zum 15 . Mai 1922 bei
dem Gerichte anzumel¬

den . Es wird Termin an¬
beraumt vor .dem diessei¬
tigen Gerichte zur Be¬
schlußfassung über die
Beibehaltung des ernann¬
ten oder die Wahl eines
anderen Verwalters , so¬
wie über die Bestellung
eines GWubigerausschns-

ses und eintretendenfalls
über die in 8 132 der
Konkursordnung bezeich-
neten Gegenstände u . zur
Prüfung der angemelde¬
ten Forderungen auf
Samstag , den 27 . Mai
1922 , vormittags 10 Uhr.
Allen Personen , welche ei¬
ne zur Konkursmasse ge¬
hörige Sache in Beisitz ha¬
ben oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig sind,
wird aufgegeben, nicht»
an den Gemeinschuldner
zu verabfolgen oder zu
leisten , auch die Verpflich¬
tung auferlegt , von dem
Besitze der Sache und von
den Forderungen , für
welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedig¬
ung in Anspruch nehmen,
dem Konkursverwalter bi»
zum 30. Mai 1922 Anzei¬
ge zu machen .

Bühl . 28 . April 1922 .
Der Gerichtsschretber de»

Amtsgerichts.

Westdeutsch -
Kii- westde «rtfchrr

Aus 1. Juni 1922 wird
zum Tarif der Nachtrag I
ausgegeben . Er enthält « t
der Hauptsache Entfer¬
nungen für die badischen
Stationen der M .N .B .,
die vom 1 . Juni an als
Stationen des Direktions¬
bezirks Mainz gelten , so¬
wie für verschiedene neu
einbezogene Stationen der
badischen Nebenbahnen.
Nähere Auskunft erteilt
unser Gütertarifbüro .
Karlsruhe , 27 . April 1922 .
Eisenbahngeneraldireb. ion.

An der Strecke Weil-
Leopoldshöbe—Hüningen

wird am 1 . Juni d . I . der
Deutsch- elsüssische Grenz -
bcchnhos Palmraiu eröff¬
net . Dieser Bahnhof dient
nur der zolldienstlichen
Abfertigurig des Durch¬
gangsverkehrs für Perso¬
nen, tHcpäd, Güter , Fahr¬
zeuge u . Tiere . Sh 158
Karlsruhe , 30 . April 1922.
Eisenbahngeneralvirektion .

Deutfch.Dimifcher
Güterverkehr .
Am 1 . ZÄni 1922 tritt

der Nachtrag II zum
Deutsa:-Tänischen Güterj-
tarrf in Kraft . Er ent¬
hält u . a . ermäßigte
Schnitrfrachtsätze für Sie
dänischen Strecken und
kann zum Preise von 4,50
Mark bezogen werden.
Karlsruhe , 29 . April 1922.
Eisenbahnseneraldirektion .


	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]

